Rahmenvertrag zur Arbeitnehmerüberlassung
zwischen

der …	
(nachfolgend „Verleiher“ genannt)
und
der BG Klinikum Hamburg gGmbH, Bergedorfer Straße 10, 21033 Hamburg, vertreten durch den Geschäftsführer Dr. Harald Müller und Rolf Keppeler,
 (nachfolgend „Entleiher“ genannt)
Zwischen Verleiher und Entleiher (nachfolgend gemeinsam die „Parteien“) wird auf Grundlage des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes (AÜG) folgender Rahmenvertrag über die Überlassung von Arbeitnehmern durch den Verleiher an den Entleiher (nachfolgend der „Rahmenvertrag“) geschlossen. Der Rahmenvertrag wird mit mehreren Rahmenvertragspartnern geschlossen. Eine Mindestübernahmeverpflichtung besteht nicht.

§ 1	Verleihererklärung
(1) Der Verleiher verfügt über die unbefristete Erlaubnis zur Arbeitnehmerüberlassung gemäß § 1 Abs. 1 AÜG. Diese Erlaubnis wurde von der zuständigen Regionaldirektion am [Datum] ausgestellt. Eine Kopie der Erlaubnisurkunde ist diesem Rahmenvertrag als Anlage 1 beigefügt.
Alternativ für befristete Erlaubnis:
(1) Der Verleiher verfügt über die befristete Erlaubnis zur Arbeitnehmerüberlassung gemäß § 1 Abs. 1 AÜG. Diese Erlaubnis wurde von der zuständigen Regionaldirektion am [Datum] ausgestellt und ist zunächst befristet bis zum [Datum]. Eine Kopie der Erlaubnisurkunde ist diesem Rahmenvertrag als Anlage 1 beigefügt. Der Verleiher wird den Entleiher spätestens drei Monate vor Ablauf der Erlaubnis darüber informieren, ob er fristgemäß den Antrag auf Verlängerung der Erlaubnis gemäß § 2 Abs. 4 AÜG gestellt hat. Der Verleiher wird dem Entleiher unverzüglich nach Erhalt die Verlängerung der Erlaubnis in Kopie zusenden. Sollte die Verleiherlaubnis nicht verlängert werden, wird der Verleiher ab dem Ablauf der Befristung der Erlaubnis keine Arbeitnehmer mehr überlassen. 

(2) Der Verleiher verpflichtet sich, den Wegfall sowie alle Änderungen der Erlaubnis zur Arbeitnehmerüberlassung sowie bei Nichtverlängerung, Rücknahme oder Widerruf der Erlaubnis auch das voraussichtliche Ende der Abwicklung und die gesetzliche Abwicklungsfrist nach § 12 Abs. 2 AÜG dem Entleiher gegenüber unverzüglich und ohne gesonderte Aufforderung schriftlich anzuzeigen.

(3) Der Verleiher erklärt, dass auf das Arbeitsverhältnis zwischen dem Verleiher und den nach § 2 dieses Rahmenvertrages zu überlassenden Arbeitnehmern des Verleihers (nachfolgend auch die „Leiharbeitnehmer“) gemäß § 8 Abs. 2 AÜG 

· die Tarifverträge zwischen dem Bundesarbeitgeberverband für Personaldienstleister (BAP) und den unterzeichnenden Mitgliedsgewerkschaften des DGB (nachfolgend „Tarifvertrag BAP“) oder 
· die Tarifverträge zwischen dem Interessenverband Deutscher Zeitarbeitsunternehmen e.V. (iGZ) und den unterzeichnenden Mitgliedsgewerkschaften des DGB (nachfolgend „Tarifvertrag iGZ“)

in ihrer jeweils aktuellen Fassung Anwendung finden. Der Verleiher trägt dafür Sorge, dass die gesetzlichen und tariflichen Entgeltuntergrenzen nicht unterschritten werden. Das gilt insbesondere, soweit der Equal-Pay-Grundsatz des AÜG Anwendung findet.

(4) Soweit die Tarifverträge gemäß vorstehendem Abs. (3) keine anderweitige Vergütung vorsehen, gewährt der Verleiher den Leiharbeitnehmern die im Betrieb des Entleihers für vergleichbare Arbeitnehmer geltenden wesentlichen Arbeitsbedingungen gemäß § 8 AÜG. Er stellt den Entleiher von etwaigen Ansprüchen Dritter, die sich aus einer Verletzung dieser Pflicht ergeben, frei. Dies gilt nicht, soweit der Entleiher gegen seine Auskunftspflichten gemäß § 7 dieses Rahmenvertrages verstößt.

(5) Der Verleiher versichert, dass zwischen ihm und den Leiharbeitnehmern ein Arbeitsverhältnis besteht.
§ 2	Gegenstand des Rahmenvertrages
(1) Gegenstand des Rahmenvertrages ist die entgeltliche vorübergehende Überlassung von Arbeitnehmern des Verleihers an den Entleiher auf der Grundlage des AÜG in der jeweils gültigen Fassung, maximal für die Dauer von 18 aufeinander folgenden Monaten seit Beginn der Überlassung. 

(2) Durch diesen Rahmenvertrag wird keine Verpflichtung des Entleihers begründet, Leiharbeitnehmer beim Verleiher zu entleihen oder bestimmte Kontingente an Leiharbeitnehmern abzurufen. Der konkrete Abruf von Leiharbeitnehmern ist den gesonderten Bestimmungen gemäß § 4 dieses Rahmenvertrages vorbehalten.
§ 3	Beginn und Laufzeit des Rahmenvertrages
(1) Dieser Rahmenvertrag tritt zum XX.XX.2023 in Kraft. Er ist unbefristet. 

(2) Beide Seiten können den Rahmenvertrag mit einer Frist von einem Monat zum Ende eines Kalenderquartals kündigen. Sofern die Kündigungsgründe nicht in der Person des Verleihers liegen und eine Kündigung eine Ungleichbehandlung der Rahmenvertragspartner bedeuten würde, steht das Recht zur ordentlichen Kündigung dem Entleiher nur zu, wenn er gleichzeitig die Rahmenverträge mit allen Vertragspartnern kündigt.

(3) Beide Parteien können den Rahmenvertrag jederzeit aus wichtigem Grund außerordentlich fristlos kündigen. Eine Pflicht des Entleihers zur gleichzeitigen Kündigung sämtlicher Rahmenverträge mit allen Vertragspartnern besteht nicht. Die Parteien sind darüber einig, dass ein wichtiger Grund zur außerordentlichen Kündigung für den Entleiher insbesondere dann besteht, wenn die Erlaubnis des Verleihers zur gewerbsmäßigen Überlassung von Leiharbeitnehmern ihre Gültigkeit verliert.

(4) Kündigungen bedürfen der Schriftform.

(5) Der Entleiher ist berechtigt, die Bedingungen dieses Vertrages durch einseitige schriftliche Erklärung gegenüber dem Verleiher zu ändern, soweit die Änderung für den Verleiher ausschließlich vorteilhaft ist oder wenn durch die Änderung eine erforderliche Anpassung an eine geänderte Gesetzeslage oder die höchstrichterliche Rechtsprechung erfolgt. In der schriftlichen Mitteilung wird der Entleiher dem Verleiher mitteilen, zu welchem Zeitpunkt die Änderung in Kraft tritt. Von einer für den Verleiher ausschließlich vorteilhaften Änderung ist insbesondere auszugehen, wenn der Entleiher die Maximal-Stundensätze des § 9 erhöht.

(6) Sofern der Entleiher die Bedingungen dieses Vertrages ändern möchte und die Änderung nicht ausschließlich vorteilhaft für den Verleiher ist bzw. die Änderung nicht erforderlich ist, um die vertraglichen Regelungen an eine geänderte Gesetzeslage oder die höchstrichterliche Rechtsprechung anzupassen, wird er dem Verleiher eine entsprechende Änderungsvereinbarung zukommen lassen. Kommt die Änderungsvereinbarung binnen zwei Wochen nach Erhalt durch den Verleiher zustande, treten die vereinbarten Änderungen mit einer Frist von einem Monat zum Quartalsende in Kraft. Kommt die Änderungsvereinbarung binnen einer Frist von zwei Wochen nach Erhalt durch den Verleiher nicht zustande, wird der Entleiher diesen Vertrag zum nächstmöglichen Termin ordentlich kündigen.


§ 4	Abruf von Leiharbeitnehmern, Einsatzverträge, Beendigung
(1) Über jeden konkreten Abruf von Leiharbeitnehmern für einen Einsatz im Betrieb des Entleihers treffen die Parteien nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen eine gesonderte Vereinbarung (nachfolgend der „Einsatzvertrag“). Für den Einsatzvertrag gelten die Bedingungen dieses Rahmenvertrages, sofern darin keine abweichenden Regelungen getroffen werden. 

(2) Für den Bestellprozess und das Zustandekommen der Einzelverträge soll in Zukunft das webbasierte Tool „insitu“ genutzt werden. Zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Rahmenvertrages sind die technischen Voraussetzungen dafür allerdings noch nicht gegeben. Aus diesem Grund gelten für den Bestellprozess und das Zustandekommen der Einzelverträge ab Inkrafttreten dieses Rahmenvertrages zunächst die Regelungen des Bestellprozesses per Email, die in den folgenden Absätzen in Klammern eingefügt und jeweils mit „während der Übergangszeit“ eingeleitet sind. 

Der Entleiher ist befugt, den Bestellprozess und das Zustandekommen der Einzelverträge einseitig durch Erklärung in Textform gegenüber dem Verleiher unter Beachtung einer Ankündigungsfrist von zwei Wochen auf das webbasierte Tool „insitu“ umzustellen. Ab der Umstellung gelten die Regelungen der nachstehenden Absätze, die auf die Nutzung von „insitu“ gerichtet sind. 

(3)  Dem Einsatz von Leiharbeitnehmern geht eine zeitgleiche Anfrage des Entleihers an alle Rahmenvertragspartner per Dienstanfrage über das webbasierte Tool „insitu“ (vgl. www.insitu.de) (während der Übergangszeit: per E-Mail) voraus, aus der sich die Anzahl der vom Entleiher benötigten Leiharbeitnehmer, die erforderliche berufliche Qualifikation, die besonderen Merkmale der vorgesehenen Tätigkeit, der gewünschte Einsatzbeginn sowie die voraussichtliche Einsatzdauer ergeben. Die Anfrage des Entleihers erzeugt noch keine rechtliche Bindung.

(4) Der Verleiher teilt dem Entleiher über „insitu“ (während der Übergangszeit: per Email) innerhalb von 30 Minuten nach der Anfrage mit, welche namentlich benannten Leiharbeitnehmer an den Entleiher überlassen werden können. Liegt der gewünschte Einsatzbeginn mehr als 96 Stunden nach der Anfrage des Entleihers, verlängert sich die Frist für die Mitteilung des Verleihers von 30 Minuten auf zwei Stunden seit der Anfrage.

(5) Der Verleiher hinterlegt zeitglich Scans der Nachweise gemäß § 6 Abs. 4 auf dem Tool „insitu“ so, dass sie für den Entleiher einsehbar sind und als PDF heruntergeladen werden können (während der Übergangszeit werden diese Dokumente als PDF der Mitteilungs-Email nach vorstehendem Absatz beigefügt). Der Verleiher erklärt sein Einverständnis, dass der Entleiher die Dokumente herunterlädt, auf eigenen Datenträgern speichert, ausdruckt oder auf sonstige Weise verarbeitet. Der Verleiher wird personenbezogene Daten nur von solchen Leiharbeitnehmern mitteilen, die den Anforderungen der Anfrage des Entleihers entsprechen und daher für einen Einsatz konkret in Betracht kommen. 

(6) Der Entleiher markiert auf dem Tool „insitu“, ob und welche Leiharbeitnehmer der Verleiher zu welchen Zeiten überlassen soll (während der Übergangszeit: Der Entleiher teilt dem Verleiher per Antwortemail mit, ob und welche Leiharbeitnehmer der Verleiher zu welchen Zeiten überlassen soll). Die Markierung (während der Übergangszeit: die Antwortemail) verpflichtet Entleiher und Verleiher dazu, einen Einzelüberlassungsvertrag nach nachstehendem Absatz 7 zu schließen.

Der Entleiher berücksichtigt bei der Auswahl nur solche Leiharbeitnehmer, für die die Qualifikationen und Voraussetzungen nach § 6 nachgewiesen sind. Bei passenden Angeboten von mehreren Verleihern innerhalb der Mitteilungsfristen des Absatz 4 erfolgt die Auswahl danach, welches der Angebote der verschiedenen Verleiher den niedrigsten Preis hat; berücksichtigt werden dabei nur solche Angebote, die die Preisobergrenzen des § 9 einhalten.  Liegen innerhalb der Mitteilungsfristen nach Absatz 4 keine Rückmeldungen von Verleihern vor, gehen aber nach Ablauf dieser Fristen noch Angebote von Verleihern ein, erfolgt die Auswahl in der Reihenfolge des zeitlichen Eingangs der Mitteilungen nach Absatz 4. 

(7) Auf Grundlage der Markierung nach Absatz 6 erstellt der Verleiher einen Einsatzvertrag, in dem ausschließlich die Vorgaben dieses Rahmenvertrags umgesetzt werden, und der in Anlehnung an das Formular der Anlage 2 gestaltet ist. Der Verleiher ist nicht befugt, Regelungen in den Einsatzvertrag aufzunehmen, die von diesem Rahmenvertrag abweichen oder diesen – mit Ausnahme der in Anlage 2 genannten Angaben – ergänzen. Der Einsatzvertrag kommt dadurch zustande, dass Verleiher und Entleiher den Vertrag nach § 126a BGB qualifiziert elektronisch signieren (während der Übergangszeit: in Schriftform nach § 126 BGB schließen). Der Einsatzvertrag muss in elektronischer Form nach § 126a BGB (während der Übergangszeit: in Schriftform nach § 126 BGB) vor Beginn des Einsatzes geschlossen sein.

(8) Beide Parteien können jeden auf Grundlage dieses Rahmenvertrages zustande gekommenen Einsatzvertrag mit einer Frist von drei Kalendertagen zum Ende einer Kalenderwoche ordentlich kündigen. Die Kündigung bedarf der Textform. Das Recht zur außerordentlichen fristlosen Kündigung von Einsatzverträgen aus wichtigem Grund bleibt unberührt.

§ 5	Zeitliche Vorgaben des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes 
(1) Der Verleiher wird im Hinblick auf § 8 Abs. 3 AÜG keinen Arbeitnehmer nach vorstehendem § 4 Absatz 4 anbieten, der in den letzten sechs Monaten vor der Überlassung aus einem Arbeitsverhältnis beim Entleiher oder einem Arbeitgeber, der mit dem Entleiher einen Konzern im Sinne von § 18 AktG bildet, ausgeschieden ist. 

(2) Der Verleiher wird keine Arbeitnehmer nach vorstehendem § 4 Absatz 4 anbieten, wenn der beabsichtigte Verleih die zeitliche Höchstgrenze des § 1 Abs. 1 b) AÜG überschreiten würde. 

§ 6	Pflichten des Verleihers
(1) Der Verleiher wird nur Arbeitnehmer anbieten, deren Qualifikationsprofil der jeweiligen Anfrage entspricht. Diese Qualifikationsprofile sind, je nach Anfrage:

· Erfolgreich abgeschlossene Berufsausbildung zum/zur Gesundheits- und Krankenpfleger/in bzw. je nach Einsatzort abgeschlossene Ausbildung zur / zum Altenpflegerin / Altenpfleger unter Einschluss aller etwaigen künftigen Berufsbezeichnungen; mit jeweils mindestens zweijähriger Berufserfahrung nach dem Examen, wobei Unterbrechungen der aktiven Berufsausübung von mehr als drei zusammenhängenden Monaten (z.B. längerfristige Arbeitsunfähigkeit, Elternzeit, Arbeitslosigkeit, etc.) nicht zu den Zeiten der Berufserfahrung zählen, d.h. nicht einzurechnen sind. 

· Erfolgreich abgeschlossene Fachweiterbildung für Anästhesie- und Intensivpflege unter Einschluss aller etwaigen künftigen Berufsbezeichnungen oder zweijährige Intensiv- bzw. Anästhesiepflegeerfahrung (nur für den Einsatz auf Intensivstationen & in der Anästhesiepflege);

· Erfolgreich abgeschlossene Fachweiterbildung OP-Pflege unter Einschluss aller etwaigen künftigen Berufsbezeichnungen oder abgeschlossene Ausbildung als Operationstechnische(r) Assistent(in) oder zweijährige OP-Erfahrung (nur für den Einsatz in der OP-Pflege);

· Erfolgreich abgeschlossene Fachweiterbildung für Notfallpflege unter Einschluss aller etwaigen künftigen Berufsbezeichnungen oder zweijährige Erfahrung in einer Notaufnahme (nur für den Einsatz in der Zentralen Notaufnahme;

· Erfolgreich abgeschlossene Berufsausbildung für Anästhesietechnische Assistenz unter Einschluss aller etwaigen künftigen Berufsbezeichnungen oder zweijährige Anästhesiepflegeerfahrung (nur für den Einsatz in der Anästhesie)

· Erfolgreich abgeschlossene Fachweiterbildung intermediate care Pflege unter Einschluss aller etwaigen künftigen Berufsbezeichnungen oder zweijährige Erfahrung auf IMC / Überwachungsstationen (nur für den Einsatz auf IMC-Stationen);

· Erfolgreich abgeschlossene Berufsausbildung Gesundheits- & Pflegeassistenz (GPA), unter Einschluss aller etwaigen künftigen Berufsbezeichnungen.

· Ungelerntes Pflegehilfspersonal 

· Erfolgreich abgeschlossene Berufsausbildung Sterilisationsassistent(in) mit Fachkundenachweis I & II, unter Einschluss aller etwaigen künftigen Berufsbezeichnungen.

(2) Zusätzlich müssen die folgenden Voraussetzungen erfüllt sein:

· Keine der Berufsausübung entgegenstehenden Eintragungen im polizeilichen Führungszeugnis
· Durchgeführte arbeitsmedizinische Vorsorgeuntersuchung G 42 (Infektionsschutz)
· Durchgeführte arbeitsmedizinische Vorsorgeuntersuchung G 24 (Hautschutz)
· Durch den Leiharbeitnehmer unterzeichnete Geheimhaltungs- und Datenschutzerklärung (Anlage 3)
· Nachweis der Immunität gegen Masern gemäß Masernschutzgesetz
· Nachweis des vollständigen Impfschutzes gegen das SARS CoV 2 
· Teilnahme an Fortbildungen zu folgenden Themen: 
· Hygienemaßnahmen
· BLS (basic life support) / ALS (advanced life support)
· Ersthelfer in Gesundheitsbetrieben
· Datenschutz
· Arbeitsschutz
· Brandschutz
Die Teilnahme an den jeweiligen Fortbildungen darf vor jedem Einsatz des Leiharbeitnehmers beim Entleiher maximal 12 Monate zurückliegen; ausgenommen hiervon ist die Teilnahme an den Fortbildungen zu den Themen Datenschutz und Brandschutz, die maximal 24 Monate zurückliegen darf. 

(3) Voraussetzung der Überlassung eines nicht-deutschen Leiharbeitnehmers, dessen Tätigkeit nach den geltenden aufenthaltsrechtlichen Bestimmungen einer Arbeitserlaubnis bedarf, ist das Vorhandensein einer gültigen Arbeitserlaubnis sowie – soweit erforderlich – der entsprechenden Aufenthaltserlaubnis gemäß § 4 Abs. 3 des Aufenthaltsgesetzes.

(4) Der Verleiher ist verpflichtet, dem Entleiher zum Zeitpunkt nach § 4 Abs. 4, 5 in der dort bezeichneten Art und Weise durch Zurverfügungstellung von Scans von Dokumenten (Qualifikationszeugnisse, Untersuchungsnachweise, Impfnachweise, polizeiliches Führungszeugnis, Aufenthaltserlaubnis, Fortbildungsnachweise etc.) nachzuweisen, dass die in Absatz 1, 2 und 3 genannten Voraussetzungen erfüllt sind. Die Scans dieser Dokumente müssen bei Zurverfügungstellung an den Entleiher die Bestätigung des Verleihers enthalten, dass ihm das jeweilige Dokument im Original vorgelegen hat und der an den Entleiher übermittelte Scan mit dem Original übereinstimmt. Die Bestätigung muss den Stempel sowie die Unterschrift des Verleihers und das Datum der Bestätigung tragen. Ggf. durch die Beschaffung der Scans oder durch Erstellung der Bestätigung entstehende Kosten trägt der Verleiher.

(5) Der Verleiher hat die Leiharbeitnehmer auf die Wahrung der Interessen des Entleihers zu verpflichten, soweit nicht berechtigte Interessen des Verleihers entgegenstehen. Dies gilt insbesondere für die Verpflichtung zur Verschwiegenheit über alle Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse, insbesondere Patientendaten, sowohl während der Dauer der Tätigkeit im Betrieb des Entleihers als auch nach deren Beendigung.

(6) Bei Streik und Aussperrung gilt § 11 Abs. 5 AÜG. Der Entleiher wird den Verleiher unverzüglich informieren, wenn er von Arbeitskampfmaßnahmen betroffen ist. Soweit ein Tätigwerden von Leiharbeitnehmern wegen Streiks oder Aussperrung nach § 11 Abs. 5 AÜG unzulässig ist, ruhen die beidseitigen Vertragspflichten, d.h. es ist für diesen Zeitraum insbesondere keine Vergütung geschuldet.  
Für die Dauer einer vorübergehenden Betriebsstilllegung und während der Dauer von Betriebsversammlungen kann der Entleiher verlangen, dass die Vertragspflichten ruhen.
(7) Der Verleiher verpflichtet sich, auf Verlangen des Entleihers mit Rücksicht auf die nach §§ 28e SGB IV, § 150 Abs. 3 SGB VII bzw. 42d EStG bestehende Haftung des Entleihers für die Sozialversicherungsbeiträge und die Lohnsteuer der Leiharbeitnehmer entweder Bürgschaftserklärungen oder Garantieerklärungen (Avalkredite) beizubringen.

(8) Der Entleiher kann vom Verleiher jederzeit die Vorlage von Bescheinigungen über die Abführung der Sozialversicherungsbeiträge und der Lohnsteuer für die Leiharbeitnehmer an die zuständigen Einzugsstellen bzw. das Finanzamt verlangen.

(9) Wird der Entleiher gemäß §§ 28e SGB IV bzw. 42d EStG von der zuständigen Einzugsstelle bzw. dem Finanzamt in Anspruch genommen, ist er berechtigt, die dem Verleiher geschuldete Vergütung in Höhe der von der jeweiligen Einzugsstelle bzw. dem Finanzamt geltend gemachten Forderungen einzubehalten, bis der Verleiher nachweist, dass er die Beiträge bzw. die Lohnsteuer ordnungsgemäß abgeführt hat.


§ 7	Pflichten des Entleihers
(1) Der Entleiher gibt in Anlage 4 an, welche wesentlichen Arbeitsbedingungen hinsichtlich des Arbeitsentgelts im Betrieb des Entleihers für alle vergleichbaren Arbeitnehmer des Entleihers gelten. Der Entleiher unterrichtet den Verleiher während der Laufzeit des Rahmenvertrages über Veränderungen der Angaben nach Satz 1.

(2) Der Entleiher informiert den Verleiher, ob und zu welchen Gemeinschaftseinrichtungen/-diensten im Sinne des § 13b AÜG die Leiharbeitnehmer Zugang erhalten. Der Entleiher wird dem Verleiher die für die Lohnbesteuerung erforderlichen Kennzahlen für den nach § 13b AÜG gewährten Zugang zu den Gemeinschaftseinrichtungen/-diensten auf Anfrage übermitteln.

(3) Der Entleiher ist nach § 17c Abs. 1 AÜG verpflichtet, Beginn, Ende und Dauer der täglichen Arbeitszeit der Leiharbeitnehmer aufzuzeichnen und diese Aufzeichnungen mindestens zwei Jahre aufzubewahren. 

(4) Der Entleiher ist auf Verlangen des Verleihers verpflichtet, diesem Ablichtungen seiner Aufzeichnungen nach Absatz 3 zur Verfügung zu stellen. Die Kosten der Ablichtungen werden vom Verleiher getragen.

(5) Der Entleiher ist nicht berechtigt, Leiharbeitnehmer mit der Beförderung, mit dem Umgang oder mit dem Inkasso von Geld und anderen Zahlungsmitteln ohne ausdrückliche schriftliche Genehmigung des Verleihers zu beauftragen.

(6) Der Entleiher verpflichtet sich, die sich aus dem Einsatz der Leiharbeitnehmer in seinem Betrieb ergebenden gesetzlichen Fürsorgepflichten zu erfüllen.

§ 8	Weisungsbefugnis
(1) Der Entleiher ist berechtigt, die Leiharbeitnehmer entsprechend der im jeweiligen Einsatzvertrag vereinbarten Tätigkeiten zu beschäftigen. Er darf den Leiharbeitnehmern einsatzbezogene Weisungen erteilen und deren Arbeitsausführung überwachen. Der Verleiher tritt dem Entleiher insoweit seine Ansprüche auf Arbeitsleistung gegen die Leiharbeitnehmer ab. 

(2) Die Parteien halten klarstellend fest, dass zwischen Leiharbeitnehmer und Entleiher keine vertraglichen Bindungen entstehen.

§ 9	Vergütung und Abrechnungsmodus
(1) Der Entleiher verpflichtet sich, dem Verleiher für jeden Leiharbeitnehmer eine Grundvergütung pro Arbeitsstunde in der im konkreten Einsatzvertrag genannten Höhe zu zahlen. Der Betrag beläuft sich maximal auf die in der 

Anlage 5

genannten Beträge zuzüglich der gesetzlichen Umsatzsteuer. Für besondere Zusatzqualifikationen, die der Entleiher bzgl. der Leiharbeitnehmer anfragt, kann eine hiervon abweichende höhere Grundvergütung im Einsatzvertrag vereinbart werden. 

(2) Ist ein Leiharbeitnehmer gemäß § 8 Abs. 4 AÜG nach dem „Equal Pay“-Grundsatz zu vergüten, so erhöht sich ab diesem Zeitpunkt die einschlägige Maximal-Vergütung nach Abs. 1 um die vom Verleiher dargelegten und nachgewiesenen Mehrkosten, die ihm durch die Equal-Pay-Vergütung entstehen. 

(3) Die in den Absätzen 1 und 2 genannten Beträge stellen Maximalbeträge dar, d.h. die höchstmöglichen Beträge, die in den Einsatzverträgen vereinbart werden dürfen. Die konkret geschuldete Vergütung ergibt sich aus dem jeweiligen Einsatzvertrag.

(4) Die jeweils einschlägige Vergütung gemäß dem Einsatzvertrag erhöht sich pro geleisteter Stunde um folgende Zuschläge:

a) ab der 40. beim Entleiher geleisteten Arbeitsstunde des Leiharbeitnehmers innerhalb einer Kalenderwoche: Erhöhung des Stundensatzes um 25% (ausschließlich für die Stunden ab diesem Grenzwert)
b) für Einsatzstunden zwischen 21 Uhr abends und 6 Uhr morgens: Erhöhung des Stundensatzes um 25%
c) für Einsatzstunden an einem Samstag zwischen 13 Uhr und 21 Uhr: Erhöhung des Stundensatzes um 25%
d) für Sonntagsarbeit: Erhöhung des Stundensatzes um 50%
e) für Einsatzstunden während eines gesetzlichen Feiertags am Einsatzort: Erhöhung des Stundensatzes um 100%.

Beim Zusammentreffen mehrerer Zuschlagstatbestände (etwa: bei Nachtarbeit an einem Sonntag, beim Zusammentreffen von Samstag oder Sonntag und einem Feiertag, bei Arbeit an einem Sonntag, die zum Überschreiten der Grenze von 40 Wochenstunden führt, etc.) fällt nur der jeweils höhere Zuschlag an. In keinem Fall werden zeitgleich mehrere Zuschläge erworben. 

(5) Die Grundvergütung pro Arbeitsstunde und die Zuschläge pro Arbeitsstunde werden bei angefangenen Arbeitsstunden zeitanteilig gezahlt; die Abrechnung erfolgt minutengenau. 

(6) Die Vergütung wird monatlich aufgrund der Arbeitsnachweise der eingesetzten Leiharbeitnehmer für den jeweils zurückliegenden Monat abgerechnet. Der Zeitaufwand ist mit Hilfe von Zeiterfassungsbelegen, ggf. über das Tool „Insitu“, minutengenau nachzuweisen.

(7) Die Rechnungen werden monatlich gestellt. Die Vergütung wird am 24. des der Arbeitsleistung folgenden Kalendermonats fällig (kann aber vorher gezahlt werden), wenn die Rechnung des Verleihers zusammen mit den vom Entleiher bestätigten Arbeitsnachweisen spätestens am achten Kalendertag dieses Monats bei der Rechnungsprüfung des Entleihers vorliegt. Aus der Rechnung muss ersichtlich sein, welcher Mitarbeiter zu welchen Zeiten in welchen Bereichen / Stationen tätig war.

(8) Leiharbeitnehmer sind nicht zur Entgegennahme von Vorschüssen oder sonstigen Zahlungen berechtigt.



§ 10	Dienstkleidung

(1) Die Ausstattung der Leiharbeitnehmer mit Dienstkleidung (Kasack und Hose) erfolgt durch den Entleiher. 

(2) Zum Ende eines Einsatzes hat der Leiharbeitnehmer die an ihn überlassene Dienstkleidung zurückzugeben. Jegliche Zurückbehaltungsrechte sind ausgeschlossen.
§ 11	Arbeitsschutz
(1) Gemäß § 11 Abs. 6 AÜG unterliegt die Tätigkeit der Leiharbeitnehmer den für den Betrieb des Entleihers geltenden öffentlich-rechtlichen Vorschriften des Arbeitsschutzes. Die sich hieraus ergebenden Pflichten für den Arbeitgeber obliegen dem Entleiher unbeschadet der Pflichten des Verleihers.

(2) Der Entleiher wird die Leiharbeitnehmer vor Beginn der Beschäftigung und bei Veränderungen in seinem Arbeitsbereich über Gefahren für Sicherheit und Gesundheit, denen sie bei der Arbeit ausgesetzt sein können, sowie über die Maßnahmen und Einrichtungen zur Abwendung dieser Gefahren unterrichten.
§ 12	Unfallmeldepflicht
(1) Der Entleiher wird dem Verleiher jeden etwaigen Arbeitsunfall der Leiharbeitnehmer unverzüglich melden.

(2) Ein meldepflichtiger Arbeitsunfall ist gemeinsam zu untersuchen. Der Entleiher gewährt dem Verleiher zu diesem Zweck Zutritt zu den Bereichen, in denen Leiharbeitnehmer eingesetzt werden, soweit dies rechtlich zulässig ist.
§ 13	Abberufung von Leiharbeitnehmern, Fehlen von Leiharbeitnehmern
(1) Der Entleiher kann einen Leiharbeitnehmer binnen zwei Stunden nach Beginn der Überlassung durch Erklärung gegenüber dem Verleiher zurückweisen, wenn dieser offensichtlich nicht für die vorgesehene Tätigkeit geeignet ist. Der Verleiher ist verpflichtet, sich um die sofortige Gestellung einer geeigneten Ersatzkraft zu bemühen. Gelingt dies nicht, schuldet der Entleiher keine Vergütung für den Einsatz und für die Zeit ab der Zurückweisung.

(2) Der Entleiher kann jederzeit vom Verleiher die Abberufung eines Leiharbeitnehmers für den nächsten Arbeitstag verlangen, wenn der Entleiher dessen Weiterbeschäftigung aus leistungs-, personen- oder verhaltensbedingten Gründen ablehnt. Der Verleiher ist verpflichtet, sich um die sofortige Gestellung einer geeigneten Ersatzkraft zu bemühen. Gelingt dies nicht, schuldet der Entleiher keine Vergütung für die Zeit ab der Abberufung.

(3) Der Entleiher kann einen Leiharbeitnehmer jederzeit mit sofortiger Wirkung durch Erklärung gegenüber dem Verleiher zurückweisen, wenn ein Grund vorliegt, der den Arbeitgeber zu einer außerordentlichen Kündigung (§ 626 BGB) berechtigen würde. In diesem Fall ist der Verleiher verpflichtet, sich um die sofortige Gestellung einer geeigneten Ersatzkraft zu bemühen. Gelingt dies nicht, schuldet der Entleiher keine Vergütung für die Zeit ab der Zurückweisung.

(4) Die Zurückweisung eines Leiharbeitnehmers sowie die Forderung nach Abberufung eines Leiharbeitnehmers nach den vorstehenden Absätzen gilt zugleich als Kündigung des jeweiligen Einsatzvertrages.

(5) Eine krankheitsbedingte Arbeitsunfähigkeit sowie einen hieraus bedingten Einsatzausfall eines Leiharbeitnehmers wird der Verleiher dem Entleiher unverzüglich mitteilen. Der Verleiher ist verpflichtet, sich um die sofortige Gestellung einer geeigneten Ersatzkraft zu bemühen. Gelingt dies nicht, schuldet der Entleiher für die Zeit des Einsatzausfalls keine Vergütung. 

Der Entleiher ist berechtigt, mit einer Ankündigungsfrist von drei Tagen mit Wirkung für die Zukunft zu verlangen, dass der Verleiher bei jeder  krankheitsbedingten Abwesenheit (d.h. ggf. bereits ab dem ersten Tag der Abwesenheit) eines von ihm gestellten Leiharbeitnehmers ein ärztliches Attest über die krankheitsbedingte Arbeitsunfähigkeit des Leiharbeitnehmers oder einen Ausdruck der elektronischen ärztlichen Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung vorlegen muss.  

(6) In den Fällen des unentschuldigten Fehlens eines Leiharbeitnehmers hat der Verleiher auf Anforderung des Entleihers sofort geeigneten Ersatz zu stellen. Der Verleiher ist verpflichtet, dem Entleiher unverzüglich mitzuteilen, aus welchem Grund der Leiharbeitnehmer fehlt (z.B. Fehlplanung des Verleihers, unentschuldigtes Fernbleiben des Leiharbeitnehmers, etc.). 

Kommt der Verleiher dem Verlangen nach Stellung einer Ersatzkraft nicht nach, berechtigt dies den Entleiher zum Schadenersatz und zur fristlosen Kündigung des Einsatzvertrages. Der Entleiher schuldet für die Zeit des Fehlens in keinem Fall, d.h. auch wenn keine fristlose Kündigung des Einsatzvertrages ausgesprochen wird, eine Vergütung. 

Stellt der Verleiher wiederholt Leiharbeitnehmer unentschuldigt nicht wie vertraglich vereinbart zur Verfügung, und kommt der Verleiher wiederholt nicht der Verpflichtung nach, sofort eine geeignete Ersatzkraft zu stellen, berechtigt dies den  Entleiher zur fristlosen Kündigung dieses Rahmenvertrages sowie zum Schadenersatz. 


§ 14	Austausch von Leiharbeitnehmern
Der Verleiher ist berechtigt, aus innerbetrieblichen, organisatorischen oder gesetzlichen Gründen Leiharbeitnehmer auszutauschen und fachlich gleichwertige Leiharbeitnehmer zur Verfügung zu stellen. Der Verleiher hat dabei die besonderen Interessen und Verhältnisse im Betrieb des Entleihers zu berücksichtigen.

§ 15	Vermittlungsprovision
(1) 	Stellt der Entleiher einen durch den Verleiher gestellten Leiharbeitnehmer als eigenen Arbeitnehmer an, gilt dies als Vermittlung des Arbeitnehmers durch den Verleiher, wenn zwischen dem erstmaligen Tätigwerden des Leiharbeitnehmers beim Entleiher im Rahmen einer Arbeitnehmerüberlassung (ggf. auf Grundlage verschiedener Arbeitnehmerüberlassungsverträge, ggf. schon vor Inkrafttreten dieses Rahmenvertrages aufgrund anderer Arbeitnehmerüberlassungsverträge, ggf. mit zwischenzeitlichen Unterbrechungen der Arbeitnehmerüberlassung) und dem Beschäftigungsbeginn des Arbeitsverhältnisses beim Entleiher weniger als 12 Monate liegen. 
(2) 	Für die Vermittlung wird eine Vermittlungsprovision in Höhe von zwei Bruttomonatsgehältern (des Arbeitnehmers gemäß dem neuen Arbeitsvertrag beim Entleiher) vereinbart. 
(3)	Die Vermittlungsprovision reduziert sich, wenn das Arbeitsverhältnis zwischen dem Arbeitnehmer und dem Entleiher innerhalb der Probezeit, d.h. innerhalb der ersten sechs Monate des Anstellungsverhältnisses beim Entleiher, gleich von welcher Partei und gleich aus welchem Grund, gekündigt wird; entscheidend ist der Zeitpunkt des Zugangs der Kündigungserklärung. Die Vermittlungsprovision reduziert sich in diesem Fall um 1/6 pro vollem Kalendermonat, der zwischen dem regulären Ablauf der Probezeit und dem Zeitpunkt des Zugangs der Kündigungserklärung liegt.
(4)	Die jeweilige Vermittlungsprovision ist fällig mit Ablauf des siebten Kalendermonats nach Beginn des Arbeitsverhältnisses zwischen dem Arbeitnehmer und dem Entleiher, sofern der Verleiher eine entsprechende Rechnung gestellt hat; sie ist ggf. zzgl. der gesetzlichen Umsatzsteuer zu zahlen.

§ 16	Haftung des Verleihers
(1) Der Verleiher und seine gesetzlichen Vertreter oder Erfüllungsgehilfen haften – vorbehaltlich der Regelung der Absätze 3 und 4 – gegenüber dem Entleiher nicht für durch Leiharbeitnehmer anlässlich ihrer Tätigkeit beim Entleiher verursachte Schäden, es sei denn, dem Verleiher, seinen gesetzlichen Vertretern oder Erfüllungsgehilfen fällt ein vorsätzliches oder grob fahrlässiges Auswahlverschulden zur Last.   

(2) Die Haftung des Verleihers, seiner gesetzlichen Vertreter oder Erfüllungsgehilfen gegenüber dem Entleiher ist vorbehaltlich der nachfolgenden Regelungen auf Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit beschränkt; wobei eine Haftung bereits dann gegeben ist, wenn sich der Vorsatz oder die grobe Fahrlässigkeit bloß auf die Pflichtwidrigkeit bezieht; nicht erforderlich ist für die Haftung, dass der Vorsatz oder die grobe Fahrlässigkeit den Schadenseintritt umfasst. 

Für Schäden aus einer Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit sowie für jegliche Schäden, die aus dem unentschuldigten Fehlen eines Leiharbeiters nach § 13 Abs. 6 resultieren, haftet der Verleiher auch bei Vorliegen nur leichter Fahrlässigkeit. Eine Haftung für schuldloses Handeln wird ausgeschlossen, und zwar auch bei Personenschäden. Die Darlegungs- und Beweislast für einen etwaigen Haftungsausschluss trägt der Verleiher. 

Die vorstehenden Regelungen gelten sowohl für gesetzliche als auch für vertragliche Haftungstatbestände, insbesondere im Fall des Verzuges, der Unmöglichkeit, des Unvermögens, der Pflichtverletzung oder der unerlaubten Handlung. Sie gelten nicht für die Freistellungsregelungen der nachfolgenden Absätze 3 und 4. 

(3) Der Verleiher stellt den Entleiher von Schadensersatzansprüchen der Leiharbeitnehmer des Verleihers frei. Dies gilt nicht, soweit ein vorsätzlich pflichtwidriges Handeln des Entleihers oder des Erfüllungsgehilfen des Entleihers den Schaden verursacht hat, oder soweit ein Versicherungsträger des Entleihers für den Schaden eintritt.

(4) Der Verleiher stellt den Entleiher von Schadensersatzansprüchen Dritter infolge von rechts- oder vertragswidrigen Handlungen des Verleihers, seiner Erfüllungsgehilfen oder seiner Leiharbeitnehmer frei. Dies gilt nicht, soweit ein vorsätzlich pflichtwidriges Handeln des Entleihers oder des Erfüllungsgehilfen des Entleihers den Schaden verursacht hat oder soweit ein Versicherungsträger des Entleihers für den Schaden eintritt.
§ 17	Haftung des Entleihers
(1) Die Haftung des Entleihers, seiner gesetzlichen Vertreter oder Erfüllungsgehilfen gegenüber dem Verleiher ist vorbehaltlich der nachfolgenden Regelungen auf Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit beschränkt, wobei eine Haftung bereits dann gegeben ist, wenn sich der Vorsatz oder die grobe Fahrlässigkeit bloß auf die Pflichtwidrigkeit bezieht; nicht erforderlich ist für die Haftung, dass der Vorsatz oder die grobe Fahrlässigkeit den Schadenseintritt umfasst. 

Für Schäden aus einer Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit haftet der Entleiher auch bei Vorliegen nur leichter Fahrlässigkeit. Eine Haftung für schuldloses Handeln wird ausgeschlossen, und zwar auch bei Personenschäden. Die Darlegungs- und Beweislast für einen etwaigen Haftungsausschluss trägt der Entleiher. 
Die vorstehenden Regelungen gelten sowohl für gesetzliche als auch für vertragliche Haftungstatbestände, insbesondere im Fall des Verzuges, der Unmöglichkeit, des Unvermögens, der Pflichtverletzung oder der unerlaubten Handlung. Sie gelten nicht für die Freistellungsregelungen des nachfolgenden Absatzes 2.
(2) Der Entleiher stellt den Verleiher von allen Schadenersatzansprüchen Dritter frei, die diesem gegenüber dem Verleiher aufgrund der Ausführung und Verrichtung der dem Leiharbeitnehmer beim Entleiher übertragenen Tätigkeiten zustehen. Dies gilt nicht, soweit ein vorsätzlich pflichtwidriges Handeln des Verleihers oder eines Erfüllungsgehilfen den Schaden verursacht hat, oder soweit ein Versicherungsträger des Verleihers für den Schaden eintritt. Der Verleiher setzt den Entleiher über jede Inanspruchnahme durch Dritte schriftlich in Kenntnis.

§ 18	Einhaltung des AGG
(1) Der Verleiher sichert zu, dass alle Leiharbeitnehmer nach § 12 AGG hinreichend geschult sind.

(2) Der Entleiher stellt sicher, dass die Leiharbeitnehmer von ihm und seinen Arbeitnehmern nach Maßgabe des AGG behandelt werden.

(3) Im Falle eines Verstoßes durch den Entleiher oder seine Mitarbeiter gegen die Pflichten gemäß Absatz 2 gilt Folgendes:
a)	Der Entleiher ist verpflichtet, den Verleiher unverzüglich von dem Verstoß zu unterrichten.
b)	Der Verleiher ist berechtigt, den Einsatzvertrag hinsichtlich des betroffenen Leiharbeitnehmers fristlos zu kündigen; er ist nicht zur Stellung eines Ersatzes verpflichtet.
c)	Der Entleiher stellt den Verleiher von allen Ansprüchen des betroffenen Leiharbeitnehmers nach dem AGG frei.
§ 19	Schriftform
Änderungen und/oder Ergänzungen zu diesem Rahmenvertrag bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform (§ 12 AÜG). 

§ 20	Sonstige Vereinbarungen
(1) Der Verleiher gibt bei Unterzeichnung dieser Vereinbarung die Erklärung zur Tariftreue ab, die als Anlage 6 beigefügt ist, sowie die Eigenerklärung zur Eignung, die als Anlage 7 beigefügt ist. Beide Erklärungen sind Bestandteil dieses Vertrages.

(2) Sollten eine oder mehrere Bestimmungen dieses Rahmenvertrages nichtig sein oder werden oder dem AÜG nicht entsprechen, so sind Verleiher und Entleiher verpflichtet, die nichtige Bestimmung durch eine neue, dem Sinn und Zweck des Vertrages entsprechende Bestimmung schriftlich zu ersetzen. Die übrigen Vertragsteile werden dadurch nicht berührt.

(3) Weitere Vereinbarungen zwischen den Vertragsparteien neben diesem Rahmenvertrag und den aufgrund dieses Rahmenvertrages geschlossenen Einsatzverträgen bestehen zu der in diesem Vertrag geregelten Arbeitnehmerüberlassung nicht; insbesondere finden keine Allgemeinen Geschäftsbedingungen des Verleihers Anwendung.

(4) Gerichtsstand ist für beide Parteien Hamburg.
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